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Dinge ändern sich. Nachbarn 
auch. Was tun, wenn der neue 
Nachbar sich nicht mehr an 
die Absprachen hält, die doch 
über viele Jahre prägend wa-
ren? Kann die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft dann das 
Nachbargrundstück kaufen?

Der Bundesgerichtshof (BGH) 
hat diese Frage behandelt und 
zugunsten der Wohnungsei-
gentümer entschieden.

Wir lag der Sachverhalt? Auf 
dem Grundstück einer Wohnan-
lage mit 31 Einheiten befanden 
sich nur sechs Pkw-Stellplätze, 
die in der Teilungserklärung 
aus dem Jahr 1982 bestimmten 
Wohnungen zugeordnet wur-
den. Den anderen Wohnungen 
wurde jeweils ein Pkw-Stell-
platz auf dem Nachbargrund-
stück zugeordnet (das ebenfalls 
der teilenden Grundstücksei-
gentümerin gehörte). Durch 

eine Baulast wurde die öffent-
lich-rechtliche Verpflichtung 
begründet, die Stellplätze der 
Wohnungseigentümergemein-
schaft zur Verfügung zu stellen. 
Seitdem wurden die Stellplätze 
durch die Wohnungseigentü-
mer genutzt. Aber: Das Nach-
bargrundstück wurde verkauft. 
Die neue Eigentümerin war mit 
einer unentgeltlichen Nutzung 
des Grundstücks nicht mehr 
einverstanden. Sie bot den 
Abschluss eines Mietvertrages 
oder den Kauf des Grundstücks 
an. Die Wohnungseigentümer 
beschlossen mit Stimmen-
mehrheit den Erwerb des 
Nachbargrundstücks durch die 
Wohnungseigentümergemein-
schaft. Der Kaufpreis sollte 
maximal 75.000 € betragen 
und in Höhe von 15% von allen 
Eigentümern nach Wohnein-
heiten und zu 85% von den 
Eigentümern der Wohnungen  
1 bis 25 als Nutzer der Stell- 
plätze getragen werden. 

Eine Wohnungseigentümerin 
war damit nicht einverstanden. 
Ihre Anfechtungsklage war in 
allen drei Instanzen erfolglos. 
Der u. a. für das Wohnungs-
eigentumsrecht zuständige  
V. Zivilsenat des Bundes-
gerichtshofs (BGH) hat die 
Revision der Klägerin zurück-
gewiesen, da die Beschlüsse 
der Wohnungseigentümer 
über den Grundstückserwerb 
und die Kostenverteilung nicht 
zu beanstanden sind. 

Den Wohnungseigentümern 
fehlte nicht die erforderliche 
Beschlusskompetenz. Sie kön-
nen grundsätzlich den Erwerb 
eines Grundstücks durch die 
Wohnungseigentümergemein-
schaft als (teils)rechtsfähigen 
Verband beschließen. 

Der BGH hat den Beschluss 
auch nicht daran scheitern 
lassen, dass er nicht notariell 
beurkundet wurde. § 311b Abs. 
1 BGB finde keine Anwendung. 
Nach dieser Vorschrift bedarf 
ein Vertrag der notariellen Be-
urkundung, wenn sich der eine 
Teil verpflichtet, das Eigentum 
an einem Grundstück zu über-
tragen. Die Beschlussfassung 
der Wohnungseigentümer über 
den Erwerb der Teilfläche des 
Nachbargrundstücks ziele als 
Ergebnis eines internen Wil-
lensbildungsprozesses ledig-
lich auf das Eingehen einer 
solchen Verpflichtung ab (also 
nur ein erster Schritt), stelle 
aber noch nicht die Abgabe 
eines verbindlichen Angebots 
auf Abschluss eines solchen 
Vertrages dar. Den Wohnungs-
eigentümern stehe es bis zum 
Vorliegen einer bindenden ver-
traglichen Verpflichtung über 
den Erwerb eines Grundstücks 
insbesondere frei, einen inhalt-
lich abweichenden Beschluss 
zu fassen.

Der BGH ist auch der Ansicht, 
dass der Erwerb der Teilflä-
che des Nachbargrundstücks 
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Grundstückserwerb durch Wohnungseigentümergemeinschaft 
ist grundsätzlich möglich, 
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ordnungsmäßiger Verwaltung 
entspricht. Auch wenn die 
Ansicht vertreten werde, dass 
der Erwerb von Grundeigen-
tum aufgrund der damit ver-
bundenen nicht unerheblichen 
Kosten und Lasten für die 
Gemeinschaft grundsätzlich 
nur dann ordnungsmäßiger 
Verwaltung entspricht, wenn 
ganz gewichtige, über bloße 
Zweckmäßigkeitserwägungen 
hinausreichende Gemein-
schaftsinteressen für den Er-
werb sprechen. Er müsse zur 
Erhaltung, Sicherung, Verbes-
serung oder zur gewöhnlichen 
Nutzung des Gemeinschafts-
eigentums oder des Verwal-
tungsvermögens erforderlich 
und geeignet sein. Andere hal-
ten es für erforderlich, dass das 
zu erwerbende Grundstück ei-
nen räumlichen und wirtschaft-
lichen Zusammenhang mit der 
Gemeinschaft aufweist. Ob 
und in welchem Umfang die-
se Kriterien zur Beurteilung 
der Ordnungsmäßigkeit eines 
Beschlusses über den Erwerb 
eines Grundstücks durch eine 
Wohnungseigentumsgemein-
schaft heranzuziehen sind, war 
für den BGH im vorliegenden 
Fall nicht zu entscheiden. 
Denn: Jedenfalls entspricht der 
Erwerb eines Grundstücks in 
aller Regel ordnungsmäßiger 

Verwaltung, wenn das Grund-
stück für die Wohnungseigen-
tumsanlage von Beginn an eine 
dienende und auf Dauer ange-
legte Funktion hatte und diese 
mit dem Erwerb aufrechterhal-
ten werden soll. So liegt es hier. 
Die benachbarte Fläche diente 
seit der Errichtung der Anlage 
als Parkplatz und über die Bau-
last zugleich der Erfüllung des 
nach öffentlichem Recht erfor-
derlichen Stellplatznachweises. 
Zugleich ist zu berücksichtigen, 
dass die Baulast die derzeitige 
Grundstückseigentümerin 
lediglich dahingehend bin-
det, dass sie auf der betrof-
fenen Teilfläche Baumaßnah-
men zu unterlassen hat, die 
die Nutzung für Stellplätze 
beeinträchtigen. Demge-
genüber gewährt sie dem 
Begünstigten weder einen 
Nutzungsanspruch noch ver-
pflichtet sie den Eigentümer, 
die Nutzung zu dulden. Wenn 
sich die Wohnungseigentümer 
vor diesem Hintergrund zur 
Schaffung einer klaren Rechts-
grundlage für die Nutzung der 
Stellplätze für den Erwerb der 
Teilfläche durch die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft ent-
scheiden, entspricht dies ord-
nungsmäßiger Verwaltung. 
Der Kaufpreis von maximal 
75.000 € ist zwar erheblich. 

Die Miete der Teilfläche hät-
te aber bei dem verlangten 
monatlichen Mietzins von 
750 € – wenn auch zeitlich 
gestreckt – ebenfalls zu einer 
erheblichen Belastung geführt 
und im Hinblick auf die nicht 
abdingbare Kündigungsmög-
lichkeit nach Ablauf von 30 
Jahren (§ 544 BGB) nicht zu 
einer endgültigen Lösung des 
Problems geführt. Auch der 
gewählte Kostenverteilungs-
schlüssel, der sich an dem 
Nutzungsvorteil für den jewei-
ligen Wohnungseigentümer 
orientiert, ist laut diesem Ur-
teil nicht zu beanstanden. 

Leitsätze der Entscheidung: 
a)	� Die Wohnungseigentümer 

können grundsätzlich den 
Erwerb eines Grundstücks 
durch die Gemeinschaft 
beschließen. An der erfor-
derlichen Beschlusskom-
petenz fehlt es nur dann, 
wenn es sich offenkundig 
nicht um eine Verwaltungs-
maßnahme handelt.

b)	� Der Erwerb eines Grund-
stücks durch die Woh-
nungseigentümergemein-
schaft entspricht jedenfalls 
dann in aller Regel ord-
nungsmäßiger Verwaltung, 
wenn das Grundstück für 

die Wohnungseigentums-
anlage von Beginn an eine 
dienende und auf Dauer 
angelegte Funktion hatte 
und diese mit dem Erwerb 
aufrechterhalten werden 
soll. 

c)	� Die Kosten des Erwerbs 
eines Grundstücks stellen 
einen besonderen Verwal-
tungsaufwand im Sinne des 
§ 21 Abs. 7 WEG dar, dessen 
Verteilung die Wohnungs-
eigentümer mit Stimmen-
mehrheit abweichend von 
dem gesetzlichen Kosten-
verteilungsmaßstab des § 
16 Abs. 2 WEG regeln kön-
nen.
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